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Stipendienprogramm fördert soziale Schieflage 
 

Landeskinderregelung in der Bürgerschaft gekippt! 
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Stipendienprogramm fördert soziale Schieflage 
 
Am 4. Juni steht die Gesetzesinitiative der Bundesregierung, ein nationales Stipen-
dienprogramm zu schaffen, auf der Tagesordnung des Bundesrats: Anlass für den 
grün-roten Dringlichkeitsantrag, der den Senat auffordert, dem nicht zuzustimmen 
und auf eine sozial gerechtere Studienfinanzierung hinzuwirken, die das BAföG wei-
terentwickelt und die familienbezogenen Leistungen künftig nicht den Eltern, sondern 
den Studierenden direkt auszahlt. 
 
Silvia Schön, wissenschaftspolitische Sprecherin: „Es kann und darf nicht sein, dass 
71 Prozent der Akademikerkinder eine Hochschulausbildung machen, aber nur 23 
Prozent der Nicht-Akademikerkinder. Sie sind nicht dümmer, sie haben lediglich 
schlechtere Chancen im Bildungssystem und bei der Finanzierung ihres Studiums. 
Nun kommt die schwarz-gelbe Bundesregierung und verschärft diesen Missstand. 
Sie will bis zu acht Prozent der Studierenden über dieses Programm fördern. Das ist 
teuer und nicht zielführend.“ Geplant ist, dass nach Begabung und Leistung Stipen-
dien von 300 Euro im Monat von den Hochschulen vergeben werden, finanziert zur 
Hälfte aus der Privatwirtschaft und zu je einem Viertel vom Bund und den Ländern. 
Die Verwaltungskosten sollen die Länder zahlen, die Hochschulen sollen die privaten 
Spender einwerben. Die privaten Spender können sich die Personen und die Stu-
diengänge aussuchen, die sie fördern wollen; und sie müssen sich nur für zwei Se-
mester verpflichten. 
 
„Wem soll so ein Stipendium eigentlich helfen?“, fragte Silvia Schön, „Ein Jahr Finan-
zierungsgarantie, dabei viel Verwaltungsaufwand. Es hilft niemandem! Wir wissen 
von den Begabtenförderwerken, dass gerade die Studierenden aus den Akademiker-
familien deutlich bessere Chancen haben als aus Nicht-Akademikerfamilien. Dieses 
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Programm wird die soziale Disparität erhöhen und ist das Gegenteil von Chancenge-
rechtigkeit.“ Gleichzeitig will die Bundesregierung das Büchergeld für die Stipendia-
ten der Begabtenförderwerke von 80 Euro auf 300 Euro im Monat erhöhen. Dagegen 
laufen selbst die Nutznießer, die Stipendiaten, Sturm. In einer Online-Petition haben 
sie auf die soziale Schieflage aufmerksam gemacht und sind der Auffassung, dass 
die Bundesregierung in der Form davon Abstand nehmen soll. Schön: „Was ist das 
für eine Regelung, bei der die Nutznießer in der Form Nein sagen? Wir tun das auch 
und bitten den Senat, auf die Bundesregierung einzuwirken, um das Geld zur Aus-
stattung des BAföG einzusetzen. Das ist bitter nötig, denn das BAföG wird lediglich 
um zwei Prozent angehoben.“ 
 

Landeskinderregelung in der Bürgerschaft gekippt! 
 
Die Landeskinderregelung läuft nun endgültig im August 2010 aus. Das Gesetz hatte 
die große Koalition vor gut vier Jahren gegen erbitterten Widerstand der Grünen ver-
abschiedet. Am Mittwoch wurde das Gesetz auf Initiative der Grünen und der SPD in 
der Bürgerschaft gekippt, eine Verlängerung des Bremischen Studienkontengesetzes 
verhindert. Mit dem Gesetz sollten Studierende, die nicht in Bremen leben, bereits 
nach zwei Semestern Studiengebühren bezahlen. Dies müssen Bremer Studierende 
jedoch erst ab dem 15. Semester, also erst vier Semester nach Ablauf der Regelstu-
dienzeit. Außerdem gibt es Härtefallregelungen, die besondere Bedingungen von 
Studierenden extra berücksichtigen. Nun läuft das Gesetz nach fünf Jahren im Au-
gust aus und wird nicht verlängert. 
 
Silvia Schön als wissenschaftspolitische Sprecherin der grünen Fraktion: "Ich bin 
froh, dass es uns gelungen ist, die Landeskinderregelung in dieser Woche in der Bür-
gerschaft zu kippen. Von Anfang an waren wir gegen das Gesetz. Wir halten es ei-
nerseits nicht für verfassungskonform, andererseits wollen wir Studierende aus so-
zialen Gründen nicht ausgrenzen. Das ist für uns eine Frage der Gerechtigkeit. Ge-
rade zur Bekämpfung des Fachkräftemangels brauchen wir die jungen Menschen 
aus bildungsfernen Elternhäusern. Darüber hinaus ist es in einem vereinten Europa 
aus unserer Sicht geradezu absurd, wenn Bundesländer sich in Ausbildungsfragen 
abschotten. Es gibt auch andere Wege, damit die Studierenden sich entscheiden, 
nach Bremen zu ziehen. Das Begrüßungsgeld in Höhe von 150 Euro für Studierende 
etwa, die sich mit erstem Wohnsitz in Bremen anmelden, ist hier sicher sinnvoller und 
zeitgemäßer." 
 
Bestätigt sehen sich die Grünen auch durch die 19. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks. Sie zeigt, dass ein großer Teil der Studierenden arbeiten muss, um 
das Studium finanzieren zu können. Um erfolgreich im Studium zu sein, brauchen 
Studierende eine verlässliche finanzielle Grundlage. Dass Studierende ab dem 15. 
Semester Langzeitstudiengebühren bezahlen müssen, halten die Grünen jedoch für  
geboten, weil es auch im Interesse der Studierenden ist, zügig zu studieren und die 
Hochschulen es sich nicht leisten können, auf die 1,4 Millionen Euro Einnahmen zu 
verzichten. Dieses Geld kommt unmittelbar der Lehre zugute. 
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